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„Da bei meinem jüngsten Sohn dieses Schul-
jahr 184 Unterrichtsstunden ausgefallen sind, 
mache ich mir große Sorgen. Durch die beiden 
monatelangen Schulschließungen haben die 
Kinder sehr viel versäumt und im Präsenzun-
terricht ist es ja nun alles andere als optimal. 
Wie kann ich mich dagegen wehren?“ 
Ein Eltern-Brief an den Landeselternbeirat. Einer 
von den vielen, die geschrieben werden könn-
ten, würden sie nicht von Resignation oder 
der Ansicht, man könne ohnehin nichts daran 
ändern, verhindert werden. Wenig begeistert 
starren demnach die Eltern auf das Resumé 
der Ausfallzeiten ihrer Sprösslinge: Mehr als 
180 Stunden waren es im hier erwähnten Fall 
aus der achten Klasse eines Gymnasiums – ent-
sprechend schwer zu zügeln ist die Wut, die in 
den Eltern hochkommt. Schlimmer als im lau-
fenden Schuljahr kann es ja kaum werden. Und 
doch ist fast gesichert: Es wird noch schlimmer 
kommen!
Seit wenigstens zwanzig Jahren stehen in je-
dem Schuljahr zu wenig Lehrkräfte pro Schul-
kind zur Verfügung. Seit wenigstens zwanzig 
Jahren steigt an allen Schulen die Zahl der aus-
gefallenen Stunden. Am Anfang wurde das von 
der Politik gegenüber den Eltern geleugnet. „Es 
gibt keine belastbaren Zahlen für ausgefallenen 
Unterricht!“, so noch 2017 der kultuspolitische 
Sprecher der CDU-Fraktion, Röhm. Die dama-
lige Kultusministerin Susanne Eisenmann blies 
ins gleiche Horn und bezeichnete entsprechen-
de Klagen von Eltern als übertriebene Einzelfäl-
le, die man nicht verallgemeinern könne. 
Erst zwei von Elternvertretern organisierte Um-
fragen im Regierungsbezirk Stuttgart belegten, 
dass der Unterrichtsausfall noch wesentlich hö-
her war als vermutet – und auch immer noch ist. 
Bei den vom Kultusministerium danach durch-

geführten regelmäßigen Gesamterhebungen 
in allen Schulen wurden die katastrophalen 
Zahlen bestätigt. Das Kultusministerium rech-
nete sie schön, indem „Vertretungsunterricht“ 
nicht als Entfall, sondern als nahezu vollwerti-
ger Unterricht bezeichnet wurde. Trotzdem war 
der Entfall nun nicht mehr zu leugnen und es 
mussten dafür Erklärungen gefunden werden. 
Alles und jeden machte man verantwortlich, nur 
nicht die verfehlte Bildungspolitik der verschie-
denen Landesregierungen. 

Jede und jeder hat Schuld – 
nur nicht die Verantwortlichen! 
Corona und die Folgen für den Unterricht be-
endete erst einmal jede  Diskussion um den 
Unterrichtsausfall. Ebenso wie den Versuch von 
Elternvertretern, vor Gericht klären zu lassen, ob 
der fortgesetzte Unterrichtsausfall eine Verlet-
zung der Chancengleichheit für die Lernenden 
in Baden-Württemberg darstellt. Ob also der 
zweifelsfrei für jedes Kind vorhandenen Schul-

Was tun gegen Unterrichtsausfälle?

Ein Beitrag von 
Michael Mattig-Gerlach 

ehem. LEB-Mitglied

„Was ist normal?“, 
fragen sich nicht 

wenige Eltern 
beim Thema 

Unterrichtsausfall. 
Fehlende oder 

unzugängliche 
Statistiken 

erschweren 
die Einschätzung 

der eigenen 
Situation.
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pflicht auch ein Schulrecht gegenübersteht, 
also ein garantiertes Recht der Schulpflichtigen 
auf die Durchführung von Unterricht. 
Corona bot die willkommene Gelegenheit, alle 
bildungspolitischen Versäumnisse der Pande-
mie anzuhängen. Die zuvor geübte Praxis, den 
Vorgängern im Kultusministerium die Verant-
wortung zuzuschieben oder – noch besser – die 
falschen Schülerprognosen des statistischen 
Landesamtes als Grund für die Streichung von 
Lehrkräftestellen heranzuziehen, wurde erst 
einmal auf Wiedervorlage nach den nächsten 
Landtagswahlen abgelegt. 
Und noch mehr Vorteile brachte die Pandemie: 
Die regelmäßige Überprüfung des Unterrichts-
ausfalls an den Schulen wurde angesichts zwei-
maliger Komplett-Schulschließungen und des 
ohnehin kaum noch entwirrbaren Chaos’ des 
Präsenz- oder Fernunterrichts hinfällig. Und sie 
ist auch heute – zwei Jahre nach dem Ende der 
Corona-Ausnahmesituation – noch immer aus-
gesetzt. 
Das mit Hilfe von Corona und den Folgen nicht 
mehr zu leugnende Digital-Defizit wurde mit 
Hilfe des „Digital-Paktes“ und vielen Milliarden 
Euro aus Bundesmitteln öffentlichkeitswirksam 
angegangen. Die ebenfalls nicht zu leugnenden 
Lerndefizite durch Corona wurden mit einem 

groß angelegten „Rückenwind“-Programm ab-
zumildern versucht. Nicht für alle „Bedürftigen“ 
und auch nicht für alle defizitären Fächer, aber 
immerhin besser als gar nichts. 

Zurück in der „Normalität“ 
nach Corona
Wir sind in der Nach-Corona-Zeit angekom-
men, also bei dem, was man „Normalität“ in den 
Schulen nennt. Die Prüfungsbedingungen sind 
wieder fast wie vor Corona. Wer es in zwei Jahren 
nicht geschafft hat, seine Corona-Defizite aufzu-
holen, ist wohl selbst schuld. „Rückenwind“ wird 
im nächsten Schuljahr nur noch reduziert, also 
nur noch für Mathematik-Defizite angeboten, 
die Ausrüstung der nachrückenden Schülerge-
nerationen mit digitalen Endgeräten auf dem 
Stand der Technik wollen weder das Land noch 
die Kommunen bezahlen. Ein zweiter Digital-
pakt wird der jüngst von den Lehrerverbänden 
geäußerte Wunschtraum bleiben, eine Politik 
mit einem Bildungs-Sondervermögen wie bei 
den Militär-Ausgaben ebenfalls. Das mit den 
digitalen Endgeräten sollen die Eltern mit Hilfe 
des massiven Drucks der Schulen auf den Geld-
beutel der Familien selbst richten. Denen sollte 
die digitale Bildung ihrer Kinder doch wenigs-
tens 700 Euro pro Kind wert sein. 
In Vergessenheit geraten ist, dass Lernmittel-
freiheit in der Landesverfassung und im Schul-
gesetz festgelegt ist, dass letztinstanzlich vor 
Gericht bestätigt wurde, dass die Grenze für die 
Eigenleistung von Eltern bei einem Euro liegt. 
Es geht ja um die zukunftsorientierte digitale 
Bildung an den Schulen! Also ist vom Kultus-
ministerium die Änderung des Schulgesetzes 
geplant, nach der man künftig digitalen Fern-
unterricht auch bei fehlendem Lehrer durch-
führen kann. Das geht natürlich nur, wenn alle 
Schülerinnen und Schüler mitmachen können 
am zukunftsorientierten Digital-Unterricht. 
Wie und von wem das bezahlt werden soll, 
dazu steht nichts in der Änderung des Schul-

gesetzes. Man diskutiert da noch mit den 
Kommunen. Schon längst versuchen 

die Schulen im Land bei der jahrgangs-
weisen Einführung von teuren Lap-
tops oder iPads die Eltern zur Kasse 
zu bitten. Gerne auch mit Leasing-  
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Beratung bei Klassenpflegschaftsabenden. Zu-
lässig ist das selbstredend nicht! 

Alter Wein in neuen Schläuchen…
Beim Unterrichtsausfall kamen nach Corona 
nun andere Erklärungen in Mode: Damit El-
tern nicht allzu mürrisch werden bei der frühen 
Rückkehr ihrer Kinder aus der Schule, wurde für 
die fehlenden Lehrkräfte plötzlich der allgemei-
ne Fachkräftemangel verantwortlich gemacht. 
Der wird ja von der Politik als Schicksal verkauft 
und keineswegs als Ergebnis von verfehlter Ein-
wanderungs-, Bildungs- und Ausbildungspoli-
tik. Also kann dafür ja auch niemand aus der 
Landespolitik verantwortlich gemacht werden. 
Dringend benötigte neue Planstellen für zusätz-
liche Lehrkräfte im Kultusbudget brauche man 
gar nicht, befand der Ministerpräsident. Denn 
man habe ja sowieso keine Lehrkräfte, die man 
einstellen könne. Der Landesvater – selbst Lehrer 
– wusste auch ein probates und zu seiner Zeit im 
Lehrberuf sicher enorm wirkungsvolles Gegen-
mittel bei fehlenden Lehrkräften: Größere Lern-
gruppen, mehr Wochenstunden und besserer 
Unterricht der Lehrkräfte. 
Dem schlossen sich auch die „Experten“ der Kul-
tusministerkonferenz auf Bundesebene an. Die 
empfahl, die vorhandenen Lehrkräfte ebenfalls 
in größeren Klassen und länger arbeiten zu las-
sen. Sehr viel mehr kam von den Experten nicht. 
Schon gar nicht die Antwort auf die Frage, wie 
man jungen Menschen den Lehrkräfteberuf 
attraktiver machen könnte. Wenn selbst dieje-
nigen, die auf Lehramt studieren, zu fast fünf-
zig Prozent nicht einmal im Referendariat, also 
der praktischen Vorbereitung für den eigentli-
chen Schuldienst, ankommen, und davon auch 
wieder nur die Hälfte als Lehrkraft ihre Ausbil-
dung beenden, dann kann man getrost davon 
ausgehen, dass der Ministerpräsident – und 
auch die Nachfolger im Amt – noch sehr lange 
keine zusätzlichen Planstellen für Lehrkräfte im 
Haushalt brauchen. 
Woher also sollte allen Pisa-Studien zum Trotz 
und ungeachtet aller Horror-Zahlen aus der 
schulischen Realität mit Migrations-Problemen, 
Rechtschreib-, Lese- und Rechenschwächen 
an den Grundschulen, woher sollten die Eltern 
ihren Optimismus ableiten, dass zur Schulzeit 

ihrer Kinder sich an der Schulkatastrophe im 
Land etwas ändern wird? 

Über allen Eltern-Gipfeln ist Ruh‘…
Den pflegen sie aber offensichtlich unbeirrbar 
weiter. Anders ist nicht zu erklären, dass über 
allen Elternwipfeln weitgehend Ruhe herrscht. 
Das anfangs erwähnte, an den LEB schreiben-
de Elternteil listet 184 ausgefallene Unterrichts-
stunden in einem Halbjahr auf. Darunter in den 
Fächern Mathematik, Deutsch und NWT. Bei 
insgesamt etwa 650 Stunden in einem Halb-
jahr sind das über 25 Prozent Ausfall von ge-
planten Unterrichtsstunden! Addiert man den 
inzwischen üblichen Unterrichtsausfall an den 
Gymnasien ab der fünften Klasse, dann wundert 
man sich über die G8-/G9-Diskussion: Zusam-
mengerechnet schaffen es die SchülerInnen 
mit Ach und Krach maximal auf sieben Jah-
re Unterricht bis zum Abitur. An allen anderen 
Schularten sind die Zahlen ähnlich, das Resumé 
der Schulzeit am Ende genauso desaströs!
Gleichwohl: Außer Jammern in den Gremien 
passiert eigentlich nichts. So fragt das an den 
LEB schreibende Elternteil, ob man sich dage-
gen nicht wehren könne. 
Natürlich kann man das. 

Ohne Gerichtsurteil 
wird sich nichts ändern! 
Landeselternbeirat, Landesschülerbeirat, Lan-
desschulbeirat, die Arbeitsgemeinschaft der 
Gymnasialen Elternvertreter (ARGEN), die Ge-
samtelternbeiräte in den Städten, alle Lehrer-
Gewerkschaften – eigentlich alle Gremien, in de-
nen  Lernende, Lehrkräfte und Eltern organisiert 
sind, haben seit Jahrzehnten die Defizite der 
Bildungspolitik diskutiert, aufgezeigt und ange-
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prangert. Sie haben Petitionen organisiert, sich 
im Landtagswahlkampf engagiert und in un-
zähligen Gesprächsrunden mit allen möglichen 
Entscheidungsträgern versucht, eine Bildungs-
politik zu erreichen, die Kindern in absehbarer 
Zeit bessere Unterrichtsbedingungen schafft. 
Das Ergebnis aller bisherigen Bemühungen ist 
bescheiden und eine Änderung nicht in Sicht 
– und zwar unabhängig davon, wer die Landes-
regierung stellt. Bildung kostet Geld, viel Bil-
dung kostet viel Geld – und die Ergebnisse sind 
wählerwirksam kaum in einer Legislaturperio-
de erkennbar zu machen. Also ist jede Umge-
hungsstraße im Wahlkreis wichtiger als eine auf 

Wie kann man sich wehren?
Hier in „Schule im Blickpunkt“ wurde es schon 
erwähnt, die ARGE Stuttgart bot und bietet Be-
ratung, Rechtshilfe und die Übernahme der Ver-
fahrenskosten an, wenn Eltern meinen, dass die 
Kommunikationswege Irrwege waren und sind.
 
1.	 Dokumentieren Sie ein halbes Jahr lang 

lückenlos die Ausfallzeiten im Unterricht 
Ihres Kindes! (Tag, Stunde, Fach, möglichst 
mit dem Grund für den Entfall; die entspre-
chenden Tabellen bekommen Sie auf Anfor-
derung von der ARGE Stuttgart.)

2.	 Mit den ausgefüllten Tabellen nehmen Sie 
Kontakt mit der ARGE Stuttgart oder dem 

LEB BW auf, damit geprüft werden kann, ob 
die Entfallzahlen entsprechend hoch und 
ihr Kind die für eine Klage erfolgverspre-
chende Klassenstufe hat.  

3.	 Nach einem Gespräch über „ihren“ Fall kön-
nen Sie dann entscheiden, ob Sie das Recht 
auf Unterricht für Ihr Kind gegen das Land 
per Gerichtsverfahren durchsetzen wollen. 

Die Klage würde erfolgen auf der Grundlage ei-
nes Rechtsgutachtens, mit dessen Hilfe vor Co-
rona eine Klageschrift vorbereitet war, die dann 
wegen des Ausbruchs der Pandemie nicht ein-
gereicht werden konnte.

Zukunft ausgerichtete Bildungspolitik, die eine 
neue Verkehrsmaßnahme verhindert, da man 
Geld bekanntlich ja nur einmal ausgeben kann. 
Die Schlussfolgerung daraus: Wenn man die 
Landespolitik nicht dazu zwingt, die entspre-
chenden Zukunftsentscheidungen für unsere 
Kinder zu treffen, die eine Schulpflicht auch 
mit einem Recht auf regelmäßigen Unterricht 
in adäquaten Klassengrößen und passenden, 
zukunftsorientierten Räumen verbindet, wird 
es damit nichts werden. Denn an mangelnder 
Kommunikation hat es bisher sicher nicht ge-
legen. 
Was also sollte es nutzen, wenn ein Elternteil – 
oder auch ganz viele Elternteile – mit Lehrkräf-
ten, Schulleitungen oder sogar Schulämtern 
und Regierungspräsidien diskutieren und auf 
die mangelnde Ausstattung des Schulbetriebs 
aufmerksam machen?
Sie dürften all diesen Gesprächspartnern 
kaum neue Erkenntnisse liefern. Die wissen 
alle selbst, dass sie seit Jahren den Mangel 
verwalten und selbst diesen nur organisieren, 
aber in keiner Weise verändern können. 

Das Rechtsgutachten finden Sie hier:
https://arge-stuttgart.org/index.php?id=107
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